
Entlastungsprogramm
Leitartikel

Sicherheit
Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser

Unlängst hatte das Stimmvolk wieder die 
Gelegenheit sich aktiv an der Zukunftsge-
staltung des Landes zu beteiligen. Allen 
drei eigenössischen Vorlagen lagen gesell-
schaftliche Veränderungen zu Grunde, die 
es offenbar nötig machten über Anpassun-
gen zu entscheiden.  Solches ist auch der 
Fall bei den "lokalen" Themen von denen 
wir hier wieder einige beleuchten.
In all die Diskussionen über Pro und Kon-
tra werden verschiedene Argumen-
te eingebracht. Eines davon wird immer 
wieder gebraucht: Sicherheit! Eine Militär-
dienstpflicht sichert die Verteidigung des 
Landes, man weiss ja nie.... Eine interna-
tional gut vernetzte Expertenschar von 
Epidemieüberwachern sichert ein professi-
onelles Vorgehen im Fall der Fälle...  Unter-
nehmenssteuersenkungen  und Bauland 
sichern die Zuwanderung (=Wohlstand) 
eines Kantons!? etc.
Nun wissen wir zwar, dass Sicherheit seinen 
Preis hat, doch wenn man eine Mehrheit 
dazu bringt, sich vor dem Risiko zu fürch-
ten, ist auch dieses Problem gelöst.  So soll 
also die Politik unseren Wohlstand versi-
chern. Fragt sich, ob das ihre prioritäre Auf-
gabe ist? Und  es ist auch erlaubt zu fragen, 
ob sie es denn kann.
Die zunehmende Zertifikats- und Exper-
tengläubigkeit in unserer Gesellschaft lässt, 
so scheint es mir, etwas verkümmern:
Den gesunden Menschenverstand und die 
jedem Pionier eigene Risikobereitschaft, 
(manche nennen es Gottvertrauen) welche 
unser Land zu dem gemacht haben, was 
es einmal war! Wohl wird da und dort der 
Kopf geschüttelt ob diesem Systemfehler, 
aber damit ist noch nicht daran gerüttelt.

                     Egon Graf
   Redaktionsleitung
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Laut DUDEN ist dies ein Vorhaben zur Entlastung.
Entlastet werden muss etwas, was zuvor über eine gewisse Zeit zu 
stark strapaziert worden ist. Konkret geht es im Kanton um  die Finanzlasten. Die Reser-
ven schwinden und die Rechnung geht einfach nicht mehr auf. Darum erschallt  der Ruf 
nach Entlastungsmassnahmen. 
Wenn in diesen Monaten von Entlastungsprogrammen gesprochen oder geschrieben 
wird, meint man damit Massnahmen, um die Kantonskasse wieder 
ins Lot zu bringen. In solchen Programmen ist dann gewöhnlich die 
Rede von Ausgabensenkungen, Aufgabenüberprüfung sowie der 
Generierung von Mehreinnahmen. 

Öffentliche Gelder stehen wie private im Wettbewerb: Nicht alles 
Wünschbare ist finanzierbar, und nicht alles Finanzierbare ist prioritär. Die Dringlichkeiten 
sind nicht für alle Zeit fix, sondern verändern sich mit der Gesellschaft und ihren Ansprü-
chen. Die Überprüfung der Staatsaufgaben, die Reduktion von Aufgaben, um Platz für 
Neues zu schaffen, ist deshalb legitim. Es muss erlaubt sein, auch lange bestehende Sub-
ventionen oder gesetzliche Aufgabenbindungen zu hinterfragen. Eine aktive Finanzpo-
litik sollte beides sein: kurzfristig (Budget) und strategisch (langfristige finanzpolitische 
Herausforderungen). Nur eine aktive, sich ihrer Verantwortung bewusste Finanzpolitik 
bietet die Gewähr dafür, dass die öffentlichen Finanzen nachhaltig gesund sind und blei-
ben.

Ein wichtiger zusätzlicher Ansatz wäre es, zu evaluieren wie es zu einer Überbelastung des 
Finanzhaushaltes kommen konnte. Dabei müsste man nur ein paar Jahre zurückblenden 
und umfassend, wie selbstkritisch analysieren, was in den letzten Jahren verändert wur-
de. Vielerlei Beschlüsse, resp. deren Umsetzung haben sich auf den Finanzhaushalt aus-
gewirkt!  Auch eine Auswertung der Steuerstrategie würde zwingend in diesen Prozess 
hineingehören, nicht zuletzt sind dies ja oft spekulative Beschlüsse.

Bei einer dauernden Überbelastung des Finanz-
haushaltes sind meistens nicht nur veränderte 
Umstände und unterwartete äussere Einflüsse 
allein ausschlaggebend. Der Fehler kann durch-
aus auch in der politischen Strategie zu finden 
sein. Die Frage ist nur, ob man ihn da finden will. 

Martin Hostettler Kantonsrat EVP
Herisau

Zur Illustration: Es gibt mind. 3 Lösungen: Weniger 

aufladen, einen grösseren Traktor beantragen oder 

einen professionelleren Fahrer suchen...



Mir hei e Verein, i ghöre derzue
Und d'Lüt säge: Lue dä ghört o derzue

Und mängisch ghöreni würklech derzue 
und i sta derzue  

So beginnt ein Lied von Mani Matter 
in dem er sich Gedanken über die Mit-
gliedschaft in  einer Schriftstellerverei-
nigung macht. Er beschreibt, dass dort 
solche dazugehören mit denen er nichts 
zu tun hat und das auch der Verein zwi-
schendurch  Dinge tut, zu denen er nicht 
stehen könne. Manchmal würde er ver-
legen wenn man ihn frage, ob er dazu-
gehöre. Aber manchmal gehöre er gern 
dazu und stehe dazu.
Wer kennt das nicht? Wer hat sich nicht 
schon geschämt Schweizer zu sein, zu 
einem Dorf, einem Verein, einer Firma 
oder zu einer christlichen Gemeinde zu 
gehören? Oft sind es einzelne Vorfälle, 
bei denen man sich lieber in einer Ecke 
verkriechen würde. 
Dann aber, mit etwas Distanz, stellt 
man fest, dass man über alles gese-
hen doch gern Schweizer, Ortsbürger 
oder Mitglied einer Gemeinde ist.
Dies kommt daher, dass zwischen Orga-
nisation und persönlichen Werten kei-
ne 100%ige Deckung besteht. Wenn 
eine Mitgliedschaft nur bei 100%iger 
Deckung möglich wäre, müssten wohl 
alle Vereine und Gemeinden aufge-
löst werden. Auch ein Familienleben 
wäre kaum mehr möglich, denn auch 

da bestehen immer wieder Differenzen. 
Die Folge des Anspruchs nach 100%iger 
Deckung wäre die vollständige Individu-
alisierung.
Doch genau diese unterschiedlichen 
Sichtweisen sind es, die in der Poli-
tik wichtig sind. Andere Ansichten 
sind befruchtend und erweitern den 
Horizont. Sie ermöglichen bessere 
Lösungen und bringen schlussend-
lich ein Gemeinwesen weiter. Darauf 
sind wir als EVP AR angewiesen: Auf 
Menschen, die sich mit unterschied-
lichen Ansichten einbringen und den 
christlichen Werten in unserem Kan-
ton Kraft und Breite geben.
Die Geschichte von Nehemia fasziniert 
in diesem Zusammenhang: Bei seinem 
Wiederaufbau von Jerusalem stellt er 
nicht nur die Gottesdienstordnung wie-
der her, sondern reformiert das politische 
System. Er geht gegen die Unterdrü-
ckung vor und regelt die Steuergerech-
tigkeit. Alle sollen schlussendlich wieder 
stolz sein in Judäa zu wohnen. Für ihn 
sind Mithilfe beim Mauerbau, in der Ver-
teidigung und im Gottesdienst nicht 
Wahlmöglichkeiten sondern Teile eines 
sinnvollen Ganzen.
Klar, unsere Situation ist eine andere: Die 
Bedrohung ist nicht mehr so real, wir 
leben in einem relativ gerechten und gut 
organisierten Staatswesen und können 
unsere Gottesdienste frei und ohne Ein-
schränkung abhalten. Zum Teil haben wir 

aber vergessen, dass unser Staatswesen 
sich auf allen Ebenen verändert. Bildlich 
gesprochen, welche Mauer wo und wie 
gebaut werden soll. Es ist wichtig, dass 
wir als Christen hier unseren Beitrag leis-
ten und dieses Feld nicht anderen über-
lassen.
Die EVP als christliche Stimme im Kan-
ton ist auf eine vielfältige Unterstüt-
zung angewiesen. Und dazu könnte 
auch eine Mitgliedschaft gehören. 

Und, gehören Sie auch bald dazu? Fül-
len Sie noch heute die Mitgliederkarte 
aus und setzen Sie ein Zeichen! (Falls 
Sie schon Mitglied sind: Geben Sie die 
Karte weiter und werben Sie als Mit-
glied ein neues Mitglied.)
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Kantonale Politik
in eigener Sache

Dazugehören?                Dazugehören!

Mathias Steinhauer , 
Co-Präsident EVP AR

ms  Das Thema war im Zusammenhang mit dem Lehrplan 21 und dem Grundlagen-
papier der Pädagogischen Hochschule Zentralschweiz in aller 
Munde. Ein Vortrag von Gabriele Kuby im Casino Herisau heiz-
te das Thema ebenfalls an. Die EVP AR entschloss sich daher 
ein Positionspapier zu erarbeiten*.
Mehrere Dutzend Interessierte fanden sich am 21. August im 
Casinosaal ein, um sich über dieses Thema von verschiedenen 
Referierenden ins Bild setzen zu lassen. Die EVP Exponenten 
stellten das Positionspapier vor, u.a. auch den Schwerpunkt 
Elternverantwortung. Das Amt für Bildung erläutere die aktu-
elle Situation im Kanton und eine Vertreterin der Schutzinitia-
tive, begründete deren Anliegen.
Ein wahrhaft bunter Strauss voller guter Absichten für einen 
verantwortungsvollen Umgang mit diesem Thema in Eltern-
haus und Schule kam zusammen.

*http://www.evp-ar.ch/de/partei/positionspapiere.html 

Podium Sexualkundeunterricht

Mathias Steinhauer, Martin Hostettler, Ulrike Walter, Regula Lehmann; 

Alexandra Schubert (v.l.n.r.), die Referierende des Abends



Der Nationalrat hat in der Herbstsession 
je eine Motion der beiden EVP-Nati-
onalrätinnen angenommen. Marian-
ne Streiff will, dass Eltern von Kindern 
mit einer Behinderung bei Bedarf rasch 
und unkompliziert Hilfe wie Spitex, Ent-
lastungsdienste oder telefonische Bera-
tung in Anspruch nehmen können. 
Und Maja Ingold will, dass der Bundes-
rat einen Aktionsplan zur Suizidpräven-
tion vorlegt und dabei insbesondere 
bei den beiden Hauptrisiken Depres-
sion und Vereinsamung ansetzt. Das 
Parlament überweist die Vorschläge 
mit 94 zu 86 bzw. 98 zu 85 Stimmen. 
Das zeigt: die Rezepte der EVP sind 
mehrheitsfähig!

Die EVP unterstützt das Ziel der Initi-
ative „Pädophile sollen nicht mehr 
mit Kindern arbeiten dürfen“. Leider 
versenkt der Nationalrat einen guten 
Gegenvorschlag des Ständerates, der 
das Anliegen der Initiative vollum-
fänglich erfüllt hätte, gleichzeitig aber 
auch den wichtigen Grundsatz beach-
tet hätte, dass Einschränkungen der 
Grund-
rechte 
verhält-
nismässig 
sein müs-
sen. Einmal mehr zeigten verschiede-

Kurze Zusammenfassung einiger für die  EVP wichtiger Themen 

ner Politiker parteipolitisches „Gehabe" 
und opferten das Ziel der Uneinigkeit 
über die Weise, dies zu erreichen.

Für die EVP bleibt unklar, wofür die 
Schweiz den Gripen braucht. 
Eine Katastrophe ist das regelrech-
te Alkoholfördergesetz, welches der 
Nationalrat wider jegliche Vernunft 
beschlossen hat.

Der Nationalrat stellt die Teenie-Pro-
stitution unter Strafe und entspricht 
damit einem alten EVP-Anliegen. Frei-
er minderjähriger Prostituierter kön-
nen mit bis zu drei Jahren Haft bestraft 
werden. Damit kann der Bundesrat die 
Lanzarote-Konvention zum Schutz von 
Kindern vor sexueller Ausbeutung und 
sexuellem Missbrauch umsetzen.

Initiative Erbschaftssteuerreform
Nicht nachvollziehen kann das Komitee 
deren Ablehnung durch den Bundesrat, 
verbunden mit dem Hinweis, nicht in 
die Steuerautonomie der Kantone ein-
greifen zu wollen. 
Dazu erklärt Heiner Studer als Präsident 
des Trägervereins: „Die Initiative wäre 
nicht notwendig gewesen, wenn in den 
letzten Jahren nicht ein Kanton nach 
dem anderen seine Erbschaftssteuern 
abgeschafft hätte. 

Regionale Politik
Aus dem Einwohnerrat

D e r  H e r i s a u e r        
Gemeinderat be- 
schloss 2005, eine 
Revision der Ortspla-
nung in Angriff zu 
nehmen. Dies drängt 

sich laut Gesetzgebung auf, weil sich 
über die Jahre die Rahmenbedingun-
gen geändert haben.
Nach einem jahrelangen Prozess hat 
nun der Einwohnerrat an seiner Sit-
zung vom 4. September 2013 dem 
Entwurf der Ortsplanungsrevision 
mit 20:4 bei einer Enthaltung zuge-
stimmt. Darin wurden die baurecht-
lichen Rahmenbedingungen für die 

Gemeindeentwicklung der nächsten 10 
bis 20 Jahre überprüft und aktualisiert.
Die folgenden Ziele waren Grundlage 
der Ortsplanungsrevision:
•	 Anpassung an das übergeordne-

te Recht
•	 Anpassung  der Planungsins-

trumente an die Vorgaben des 
Leitbildes des Gemeinderates, 
namentlich die Bereitstellung von 
genügend Bauland für eine Zunah-
me der Einwohner in Herisau auf 
17’340 Einwohner bis ins Jahre 2025

Die EVP erachtet die Revision als aus-
gewogen, neue Einzonungen wür-

den zurückhaltend vorgenommen. 
Wohnungsneubauten könnten in 
unterschiedlichen Lagen und unter-
schiedlichen Preisklassen entstehen.
Weiter begrüsst die EVP die Bestre-
bungen des Gemeinderates das Dorf-
zentrum aufzuwerten sowie die 
Lebensqualität an der Alpsteinstrasse 
zu erhöhen; unabhängig von der Rea-
lisierung einer Umfahrung.
Ein Antrag der SP, das Gebiet Sonnen-
berg nicht einzuzonen wurde aber mit 
19:6 Stimmen abgelehnt.

Evelyn Hebeisen
Einwohnerrätin 

EVP AR

Blick nach Bern
Was wird in der Herbstsession bewegt

„Der Sozialstaat Schweiz ist ein 
Erfolgsmodell“

Dies sagte EVP-Nationalrätin Maja 
Ingold, anlässlich des "Güggeltref-
fens" der EVP ZH.
Im Vergleich zum Ausland ist der Ein-
satz für die Schwächsten vorbildlich 
und gut ausgebaut. Seit dem Milleni-
umswechsel wird er allerdings immer 
wieder in Frage gestellt. 
Für die EVP kann eine schlanke Staats-
quote jedoch nicht die Leitlinie sein 
in Fällen, wo Menschen Hilfe brau-
chen, weil sie sich nicht aus eigener 
Kraft helfen können. Für Maja Ingold 
ist die Herausforderung eines star-
ken Sozialstaates Schweiz dort, wo 
Schwächere geschützt und Stär-
kere die Anreize und Verantwor-
tung zu Arbeit und selbständiger 
Lebensbewältigung erhalten müs-
sen. 
Das Sozialsystem untersteht einem 
Wandel und muss finanziert werden. 
Hier fordert die EVP eine Anpassung 
des Pensionierungsalters, Flexibilisie-
rung des Altersrücktritts, Anreize für 
Arbeitgeber zur Anstellung solcher 
Menschen, AHV-Pflicht ab 18 Jahren, 
Anpassung BVG-Umwandlungssatz 
und auch eine Einschränkung des 
Vorbezugs von BVG-Geldern für Woh-
neigentum.
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           		                             Auf den Punkt gebracht
Leben im Staat als Bürger und Christ

Unsere Bundesverfassung beginnt mit dem Satz: Im Namen 
Gottes, des Allmächtigen. In der Nationalhymne singen wir: 
„Betet, freie Schweizer, betet. Eure fromme Seele ahnt, 
Gott, den Herrn, im hehren Vaterland“. Und auf dem Rand 
unseres „Fünflibers“ steht. „Dominus providebit“ – der 
Herr wird versorgen. 
Als Christen sind wir im Glauben mit Gott verbunden. Und dies mit 
einem Mandat: verantwortlich zu leben, und zwar Gott und dem 
Staate gegenüber. Dies verpflichtet uns auch in der Politik Mitverant-
wortung zu tragen. Nicht einfach "un-ideale" Umstände zu kritisieren, 

sondern verantwortlich sich einzusetzen. Im Neuen Testament schreibt Paulus dazu in 1. 
Tim 2,2: Betet besonders für alle, die in Regierung und Staat Verantwortung tragen, damit 
wir in Ruhe und Frieden leben können, ehrfürchtig vor Gott und aufrichtig unseren Mit-
menschen gegenüber. So soll es sein, und so gefällt es Gott. Gebet bewegt viel. Bleiben Sie 
ermutigt dran und handeln auch Sie verantwortungsvoll. 
Gottes Segen wünscht, 

  Markus Hofmann
Projektleiter, Allrounder, Pastor;  (Pfingstmission Herisau)

Aktuelle Termine 
Mittwoch 23. Oktober   17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Mittwoch 06. November  20:00 Uhr  
Parolenfassung für die eidg. Abstim-
mung  (s. Beilage)

Sonntag  24. November
Abstimmungssonntag 

Mittwoch 27. November   17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Samstag 30. November
Delegiertenversammlung der EVP-Schweiz 
in Winterthur

Impressum
Herausgeber 
EVP Kanton Appenzell
www.evp-ar.ch
Redaktionsadresse 
Egon Graf,    Wiesen 2486
9100 Herisau 
grafed@livenet.ch
Mitarbeitende an dieser Ausgabe 
Egon Graf (eg), Martin Hostettler (mh), 
Evelyn Hebeisen (eh),  Mathias Stein-
hauer (ms)
Bilder
zur Verfügung , Internet,  Zeichnungen
© Cla Gleiser/fortissimo.c; E.Graf
Adressänderungen 
Regula Compér,   Wiesen 3026 
9100 Herisau
info@evp-ar.ch
Auflage  
420  Exemplare
Erscheinungsweise 
vierteljährlich
Druck 
onlineprint24.ch

A
u

ss
e

rr
h

o
d

e
r 

A
k

ze
n

te
  

.  S
e

it
e

 4

Aus dem Vorstand

Diverse politischen Geschäfte sind sind aktuell auf dem Prüfstand. Der Vorstand der 
EVP AR hat beschlossen, sich dabei auf die Vernehmlassungen zu wichtigen EVP-The-
men zu konzentrieren. Er nimmt Stellung zum Lehrplan 21, sowie zum Entlastungspro-
gramm des Kantons. Bei anderen Themen wird auf eine Vernehmlassung verzichtet. 
Sobald die Antworten verfasst und eingereicht sind, sind diese auch auf der Home-
page www.evp-ar.ch abrufbar.

Weiter hat der Vorstand beschlossen, der EVP Schweiz anzubieten, die Delegierten-
versammlung vom 28./29. November 2014 auszurichten. Diese umfasst die Kantonal-
parteienkonferenz, den Anlass des 1000er-Klubs und die Delegiertenversammlung. 
Durchführungsort wäre Herisau (Casino). Wir werden in einer der nächsten Ausgaben 
des Akzente informieren.

Mathias Steinhauer
Co-Präsident EVP-AR

Zum Schmunzeln...

Die 10 Gebote, die Grundlage für ein funktionierendes Sozial-
verhalten, enthalten 273 Wörter. Die Verordnung der EU über 
den Import von Caramelbonbons umfasst angeblich 25'911 

Wörter! 
Man könnte versucht sein, an die Evolution zu glauben.

EVP-CH- Parolen für die Abstimmung 
vom  24. November

•	 NEIN zur 1:12-Initiative
•	 JA zur Familieninitiative
•	 JA zur Vignetten-Vorlage


